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Satzungsbeschluss

Wieblingen
und örtlichen Bauvorschriften

Die im Geltungsbereich dargestellten Flur-
stücksgrenzen und -bezeichnungen stimmen
mit dem Liegenschaftskataster überein
(Stand vom 18.06.2026).

Aufstellungsbeschluss

Der Gemeinderat hat am 05.05.2022 die Auf-
stellung des Bebauungsplans gemäß § 2 Abs. 1
BauGB beschlossen.
Der Beschluss wurde am 25.05.2022 im "stadt-
blatt" (Heidelberger Amtsanzeiger) gemäß § 2
Abs. 1 BauGB ortsüblich bekanntgemacht.

Die Beschlüsse vom 05.05.2022 wurden am
25.05.2022  im "stadtblatt" (Heidelberger
Amtsanzeiger) gemäß § 2 Abs. 1 BauGB
ortsüblich bekannt gemacht.

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung
Nach ortsüblicher Bekanntmachung am
19.07.2023 im "stadtblatt" (Heidelberger Amts-
anzeiger) wurde die frühzeitige Öffentlich-
keitsbeteiligung in der Zeit vom 27.07.2023 bis
einschließlich 08.09.2023 durchgeführt.

Veröffentlichung
Der Gemeinderat hat am 11.12.2025 dem
Entwurf des Bebauungsplans und der
Begründung, jeweils  in der Fassung vom
01.09.2025, zugestimmt und die Veröffent-
lichung der Planunterlagen beschlossen.

Der Gemeinderat hat am 23.07.2026 den Bebau-
ungsplan als Satzung sowie die Begründung
gemäß §§ 10 BauGB, 74 LBO i.V.m. § 4 GemO
beschlossen.

Anzeige / Genehmigung Inkrafttreten Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften sowie Mängel des Abwä-
gungsvorgangsDer Entwurf des Bebauungsplans, die Begründ-

ung sowie wesentliche, bereits vorliegende um-
weltbezogene Stellungnahmen und Gutachten
haben nach ortsüblicher Bekanntmachung am
28.01.2026 im "stadtblatt" (Heidelberger Amts-
anzeiger in der Zeit vom 02.02.2026 bis
03.03.2026 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich
ausgelegen.

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften gemäß § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 und
Abs. 2 BauGB oder Mängel nach § 214 Abs. 3
BauGB wurden innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung des Bebauungsplans gegen-
über der Stadt Heidelberg nicht geltend
gemacht.
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Aufgrund des § 1 Absatz 3 und des § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl.
2025 I Nr. 348)  in Verbindung mit § 74 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der
Fassung vom 16.03.2026 (GBl. 2026 Nr.44) und in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für
Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.07.2000 (GBl. 2000, S. 581,
ber. GBl. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 18.11.2025 (GBl. 2025 Nr. 124), hat
der Gemeinderat der Stadt Heidelberg sowohl diesen Bebauungsplan als auch die örtlichen
Bauvorschriften als Satzung beschlossen.

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle bisherigen planungs- und bauordnungsrecht-
lichen Vorschriften im Geltungsbereich außer Kraft.

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl I S. 3634), zuletzt
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.122025 (BGBl. 2025 I Nr. 348)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S.
3786),  zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)

Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch
Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189)

Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 16.03.2026 (GBl. 2026 Nr. 44)

Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
24.07.2000 (GBl. 2000, 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 18.11.2025
(GBl. 2025 Nr. 124)

Landesplanungsgesetz Baden-Württemberg (LplG) in der Fassung vom 10.07.2003 (GBI. S. 385),
zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22.07.2025 (GBl. 2025 Nr.71)

Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 06.12.1983 (GBl. S. 797), zuletzt geändert durch Artikel 6 des
Gesetzes vom 07.02.2023 (GBl. S. 26, 42)

Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) in der Fassung vom 12.12.2019 (BGBl. I S. 2513), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.07.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 235)

Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg (KlimaG BW) in der Fassung
vom 07.02.2023 (GBl. S. 26)
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A. Planzeichenerklärung

Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Private Grünflächen

Sonstige Planzeichen

3.

6.

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs.7 BauGB)

5. Bindungen für die Erhaltung und das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen
(§ 9 Abs.1 Nr.25 und Abs.6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen,sowie von
Gewässern.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b und Abs. 6 BauGB)

Erhaltung: Bäume

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB)

Sondergebiet - Lernhof

2. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB)

B. Planungsrechtliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Sondergebiet Lernhof - SOLernhof  (§ 11 BauNVO)

Zulässig sind Räumlichkeiten zur Vermittlung von Bildung und Wissen sowie Stall- und Lagergebäude.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Höhe baulicher Anlagen (§18 BauNVO)

Die Höhe baulicher Anlagen sind als Trauf- und Firsthöhen als Höchstmaß über Normal Null (NN)
angegeben.

Die maximal zulässige Traufhöhe ist der tiefste Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut bei
Pultdächern.

Die maximal zulässige Firsthöhe ist der höchste Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut bei
Pultdächern.

                                          Abbildung 1: Prinzipskizze Traufhöhe und Firsthöhe

Für Gebäude, deren Längsachse parallel zur westlichen Baugrenze verläuft und die an der westlichen
Baugrenze errichtet werden, gilt:
TH max = 109,0 m ü.NN
FH max = 110,5 m ü.NN

Für Gebäude, die an der nördlichen, östlichen und südlichen Baugrenze errichtet werden, gilt:
TH max = 112 m ü.NN
FH max = 113 m ü.NN

Grundfläche (§19 BauNVO)
Im Sondergebiet Schulgarten wird eine maximale Grundfläche gemäß § 19 Abs. 2 BauNVO von 1500
qm festgesetzt. Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen für Zuwegungen und
Hofflächen bis zu 500 qm überschritten werden.

3. Überbaubare Grundstücksfläche sowie die Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2
BauGB)

Überbaubare Grundstücksfläche (§23 BauNVO)

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt.

Stellung der baulichen Anlagen

Die Firstrichtung wird nur senkrecht bzw. parallel zu den festgelegten Baugrenzen zugelassen.

Bei Gebäuden, deren Längsachse parallel zur westlichen bzw. östlichen Baugrenze verlaufen, ist die
Traufe westlich und der First östlich zu errichten.

4. Private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Die private Grünfläche ist gemäß den Eintragungen im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes
festgesetzt.
Die private Grünfläche „Gehölzbestand” dient dem Erhalt des Gehölzbestandes und der Sicherstellung
eines Abstandes der Bebauung zu den angrenzenden Freiflächen. In der privaten Grünfläche sind
bauliche Anlagen und Nutzungen, die dieser Zweckbestimmung widersprechen, nicht zulässig.

5. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
sowie zum Erhalt / Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9
Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Dachbegrünung

Pultdächer (bis 15° Neigung) sind zu mindestens 80% mindestens extensiv zu begrünen. Eine
flächendeckende und dauerhafte Dachbegrünung ist in diesem Zusammenhang mit einer
Substratschicht von mindestens 10 cm anzulegen. In Kombination mit Photovoltaikmodulen muss die
Substratschicht mindestens 8 cm betragen. Die Begrünung hat durch Ansaat oder Bepflanzung gemäß
Pflanzlisten des “Handlungsleitfaden zu Dachbegrünung und Photovoltaik in Heidelberg” (Stand 06/2024)
zu erfolgen. Die Bepflanzung ist dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.

Begrünung der nicht überbauten Grundstücksflächen im Sinne des Natur-, Klima- und
Artenschutzes
Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind unversiegelt zu belassen und flächendeckend zu
begrünen.

Erhaltung vorhandener Gehölzbestände
Die Gehölze auf den in der Planzeichnung festgesetzten Flächen zur Erhaltung von Bäumen und
Sträuchern sowie die festgesetzten Einzelbäume sind grundsätzlich zu erhalten und vor Beschädigung
zu schützen. Abgegangene Gehölze sind durch entsprechende Neuanpflanzungen aus der Pflanzliste
(siehe Begründung) zu ersetzen. Abgängige Einzelbäume sind durch hochstämmige, standortgerechte
und heimische Arten mit einem Stammumfang von mindestens 18-20 cm zu ersetzen.

Anpflanzung von Bäumen
Im Sondergebiet sind vier Einzelbäume als hochstämmige heimische Laubbäume oder
Obsthochstämme mit einem Stammumfang von mind. 18-20 cm zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten
und zu pflegen. Ausfälle sind zu ersetzen. Geeignete Arten sind der Pflanzliste (siehe Begründung) zu
entnehmen. Die Lage der zu pflanzenden Bäume ist nicht festgesetzt.

Versickerungsfördernde Maßnahmen
Zu- und Abfahrten sowie Zuwegungen und Hofflächen sind versickerungsfähig auszuführen.

Versickerung von Niederschlagswasser aus den Dachflächen

Gründsätzlich ist unbelastetes Dachniederschlagswasser auf dem Grundstück zurückzuhalten und /
oder zu versickern. Die Versickerung ist genehmigungspflichtig. Die Planung der Versickerung ist dem
Amt für Umweltschutz, Gewerbeaufsicht und Energie der Stadt Heidelberg vorzulegen und mit diesem
Amt abzustimmen.

Dachflächenmaterialien zum Schutz vor Schadstoffbelastung von Niederschlagswasser
Dachflächen aus den unbeschichteten Metallen Kupfer, Zink und Blei sind unzulassig.

Artenschutzrechtliche Maßnahmen gemäß artenschutzrechtlichem Maßnahmenkonzept
(Bioplan 11/2024)

Vermeidungsmaßnahmen Reptilien / Amphibien

Reptilienschutzzaun
Der Reptilienzaun ist mit genügend Vorlauf vor jedem Eingriff um die aktuelle Eingriffsfläche zu stellen.
Die jeweils aktuelle Eingriffsfläche eines Abschnittes muss mit einem Reptilienschutzzaun eingezäunt
werden um eine (Wieder-)Einwanderung der Tiere während der Bauarbeiten zu vermeiden. Der
Schutzzaun soll die Eingriffsfläche umfassen. Er ist einzugraben, um ein Unterqueren des Zaunes
durch Eidechsen zu un-terbinden. Der Reptilienschutzzaun ist bis zum Ende Baumaßnahme des
jeweiligen Abschnittes um den Eingriffsbereich zu unterhalten und bei Bedarf (Überwucherung)
freizuschneiden. Im Falle einer
Beschädigung oder eines Funktionsverlustes des Zaunes ist diese/dieser schnellstmöglich zu beheben.

Vergrämung/Umsiedlung
Die im jeweiligen Eingriffsbereich lebenden Eidechsen sind fachgerecht zu vergrämen und falls nötig
zu fangen und auf die CEF-Fläche Mauereidechsen umzusetzen. Nach der Vergrämung ist der
Reptilienschutzzaun zu stellen (siehe oben). Sobald der Zaun gestellt ist, erfolgt eine
Besatzfreiheitskontrolle durch die ökologische Baubegleitung.

Sofern nach dreimaliger Begehung unter geeigneten Witterungsbedingungen keine Eidechsen im
Eingriffsbereich festgestellt wurden, kann mit den Bauarbeiten begonnen werden.

Ggf. im Eingriffsbereich vorkommende Amphibien sind aus dem Baufeld in umliegende Flächen
umzusiedeln.

CEF-Maßnahme Mauereidechsen
Die Maßnahmenfläche “M1” liegt auf dem Flurstück Nr. 33111 und umfasst eine Fläche von 960 m2.
Durch eine strukturelle Aufwertung mittels der Anlage von 4 Refugien (2 Vollrefugien (Holzbündel,
Steinschüttung, Sandlinse) und 2 Teilrefugien (Reisig- bzw. Totholzhaufen)) sowie durch
Pflegemaßnahmen sind geeignete Habitatbedingungen für Eidechsen herzustellen und dauerhaft zu
erhalten. Vor der Baufeldräumung muss nachweislich sichergestellt sein, dass die CEF-Fläche für die
Mauereidechsen umgesetzt ist und damit der Lebensraumverlust für die Mauereidechsen
funktionstüchtig ausgeglichen ist. Der Eingriff ist vorher nicht zulässig.

Die CEF-Fläche ist zweimal jährlich durch eine Teilmahd zu pflegen. Die Teilmahd erfolgt auf jeweils ca.
50 % des Grünlands (1. Mahd Juni, bei niederschlagsreichen Jahren schon im Mai, 2. Mahd
August/September). Mehrjährige Altgrasinseln sind stehenzulassen. Das Mahdgut ist abzuräumen
oder zusammengerecht auf der Fläche zu belassen. Für die Mahd sind keine rotierenden Mähwerke
mit Saugwirkung zu verwenden.

Auf der CEF-Fläche ist ebenfalls eine an die Standortgegebenheiten angepasste, extensive Beweidung
möglich. Die Sandlinsen sind während der Eiablagezeit und Eientwicklungszeit (Mai - August) zu
umzäunen.

Bei Bedarf sind die Refugien bei Überwuchs mit dem Freischneider freizuschneiden. Die Sandlinsen
sind bei Ruderalisierung per Hand freizulegen.

Die Pflegemaßnahmen, die Refugien sowie die Besiedelung durch Reptilien ist durch ein Monitoring
der CEF-Fläche für mindestens 3 Jahre zu überprüfen. Es werden, falls nötig, Verbesserungsvorschläge
gemacht. Für ein populationsbezogenes Monitoring sind mindestens 3 Begehungen pro Jahr
notwendig.

CEF-Maßnahme Brutvögel
Vor Beginn der Baufeldräumung sind mindestens

· sechs Nistkästen für den Gartenrotschwanz

· drei Nistkästen für Stare

· drei Nistkästen für Haussperlinge sowie

· vier Nistkästen für Höhlenbrüter und zwei Nischenbrüterkästen

mit Katzen-/Marderschutz an geeigneten Bäumen und im Falle der Sperlingsnistkästen an
vorhandenen, nicht von Abriss betroffenen Gebäuden in der näheren Umgebung (Flurstück 33109 und
33111) auszubringen und dauerhaft zu erhalten.

Die Kästen müssen jährlich einmal im Spätjahr (ab Oktober bis spätestens Ende Februar) gereinigt
werden. Ein dreijähriges Monitoring, um den Erfolg der Maßnahme zu überprüfen, wird empfohlen.
Danach genügt eine einfache, jährliche Reinigung.

Besatzfreiheitskontrolle Fledermäuse
Einzelquartiere können im Dachbereich des Brunnens, Geräteschuppens und Pavillons nicht
zweifelsfrei ausgeschlossen werden. Daher soll vor Abriss potenzieller Quartierstrukturen eine
Besatzfreiheitskontrolle durch die ökologische Baubegleitung durchgeführt werden. Die Dächer sind
vor dem Abriss endoskopisch auf mögliche Quartiere zu überprüfen. Sollten bei der
Besatzfreiheitskontrolle Fledermäuse vorgefunden werden, sind weitere Maßnahmen in Absprache
mit der unteren Naturschutzbehörde notwendig. Sollten indirekte Nachweise auf eine
Quartiernutzung (Kot, Urin, Fraßreste) festgestellt werden, sind für die entfallenden Quartiere
Ersatzquartiere im Verhältnis 1:2 als CEF-Maßnahme vor dem Abriss aufzuhängen.

Insektenfreundliche Beleuchtung
Die Außenbeleuchtung ist ausschließlich mit Leuchten in insektenschonender Bauweise
(geschlossener Leuchtkörper, gerichteter Lichtkegel) und mit Leuchtmitteln mit nicht anlockenden
Lichtspektrum (geringer UV-Anteil, Farbtemperatur bis max. 3.000 Kelvin) zulässig. Eine nach oben
gerichtete Beleuchtung und eine Abstrahlung oberhalb der Horizontale sind unzulässig.

6.     Zuordnungsfestsetzung (§ 9 Abs. 1a BauGB i.V.m. § 135 a) bis c) Bau GB)

Die externe Ausgleichsmaßnahme “M1” (CEF-Maßnahme Mauereidechsen) auf dem Flurstück Nr.
33111 wird vollständig dem Baugrundstück Sondergerbiet “Lernhof” auf dem Flurstück Nr. 33109
innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes zugeordnet.

C. Örtliche Bauschriften nach LBO

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

Dachform, Dachneigung
Im Plangebiet sind nur Pultdächer mit einer Neigung von 10° bis zu 15° zulässig.

D. Nachrichtliche Übernahmen

1. Wasserschutzgebiet

Das Plangebiet liegt im Trinkwasserschutzgebiet - Wasserversorgungsverband Neckargruppe,
Wasserwerke Edingen I und Edingen II (WSG-Nr. 226.222), Schutzzone III und III a. Die entsprechende
Rechtsverordnung zum Wasserschutzgebiet vom 25.03.2015, insbesondere die Verbote in der
Schutzzone III und III a sind zu berücksichtigen.

2. Hochwasserschutz

Das Gebiet befindet sich innerhalb des Hochwasserrisikogebiets (HQextrem) des Neckars nach § 78b
Wasserhaushaltsgesetz. Im Hochwasserrisikogebiet (HQextrem) sollen gemäß § 78b Abs. 1 Nr. 2 WHG
bauliche Anlagen nur in einer nach dem jeweiligen Hochwasserrisiko angepassten Bauweise nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik errichtet und wesentlich erweitert werden.

E. Hinweise und Empfehlungen ohne Festsetzungscharakter

1.     Artenschutz
Ökologische Baubegleitung

Zur Gewährleistung der Umsetzung der landespflegerischen und artenschutzrechtlichen Auflagen ist
mit Beginn der Ausführungsplanung eine ökologische Baubegleitung zu beauftragen. Die ökologische
Baubegleitung ist von einem qualifizierten Büro durchzuführen und dient der Einhaltung der Auflagen
und Bedingungen in der Umsetzung der Planung. Nähere Erläuterungen hierzu sind der Begründung
sowie den artenschutzrechtlichen Gutachten des Büros Bioplan zu entnehmen.

Bauzeitenregelung Brutvögel
Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG darf die Rodung von
Gehölzen und das Entfernen von Sträuchern nur außerhalb der Brutzeit im Zeitraum vom 01. Oktober
bis zum 28. Februar erfolgen.

Bauzeitenregelung Fledermäuse
Zur Vermeidung des Verbotstatbestandes nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG hat der Abriss von
Gebäuden bzw. Bauten außerhalb der Aktivitätszeit von Fledermäusen im Zeitraum vom 1. September
bis zum 28. Februar (optimalerweise während Frostperioden oder noch im Herbst) zu erfolgen.
Bei Abweichungen muss ein Fachgutachter / die ökologische Baubegleitung hinzugezogen werden.

Hinweise zur Beleuchtung
Gemäß § 21 NatSchG ist es im Zeitraum vom 1. April bis zum 30. September ganztägig und vom 1.
Oktober bis zum 31. März in den Stunden von 22 Uhr bis 6 Uhr verboten, die Fassaden baulicher
Anlagen zu beleuchten, soweit diese nicht aus Gründen der öffentlichen Sicherheit oder der
Betriebssicherheit erforderlich oder auf Grund einer Rechtsvorschrift vorgeschrieben ist.

Schutz vor Vogelschlag
Zur Vermeidung von Vogelschlag und damit der Tötung von artenschutz-rechtlich geschützten
Tierarten ist für Glasflächen und -fassaden ab einer Größe von mehr als 1,5 m² mindestens eine

- Nord Teil II - 2. Änderung im Teilbereich des Flurstücks 33109
zweiteilige Gliederung vorzunehmen bzw. nur die Verwendung von Vogelschutzglas mit
hochwirksamen Mustern/Grafiken oder eine Beklebung mit einem vogelschlagreduzierenden
geprüften Muster zulässig.

Gutachterliche Empfehlungen gemäß artenschutzrechtlichem Maßnahmenkonzept (Bioplan
11/2024)
§ Für die entfallende Lehmwand wird die Anlage einer gleichartigen Struktur in der Nähe in

besonnter Lage empfohlen. Der Umfang des neuen Wildbienenhotels sollte dem der bestehenden
Lehmwand am Pavillon im Norden des Plangebietes entsprechen. Alternativ kann die bestehende
Lehmwand an einen neuen, geeigneten Standort umgesetzt werden.

§ Zur Verbesserung des Quartierangebotes für Fledermäuse wird der Einbau bzw. die Anbringung
geeigneter Spaltenquartiere für Fledermäuse in/an den Fassaden der Neubauten empfohlen.
Alternativ bietet sich auch die Errichtung eines separaten Fledermausquartierturms oder einer
ähnlichen Struktur an.

§ Als langfristiger Ausgleich wird für entfallende Brutreviere des Haussperlings die Installation von
Nistkästen (z.B. Mauerseglerkästen), klassisch oder fassadenintegriert, an den neu entstehenden
Gebäuden empfohlen.

2.       Kampfmittelverdachtsflächen
Innerhalb des Geltungsbereichs besteht für Teilflächen ein Verdacht auf Kampfmittelbelastung. Vor der
Aufnahme von Baumaßnahmen ist eine Anfrage beim Kampfmittelräumdienst des Landes
Baden-Württemberg zu stellen.
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Maßnahmenfläche M1

4. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr.20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

Höhenbezugspunkt für Festsetzungen
(§ 9 Abs. 3 BauGB)

104,0 m
über NN

Amt für Stadtentwicklung
und Stadtplanung

____________________

(§ 11 BauNVO)

Baugrenze
(§ 23 Abs. 3 BauNVO)
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Die ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbe-
schlusses sowie der Hinweis, wo der Bebauungs-
plan und die örtlichen Bauvorschriften eingesehen
werden können, wurden am 07.10.2026 in der
Rhein-Neckar-Zeitung (Heidelberger Amtsanzeiger)
ortsüblich bekannt gemacht.
Der Bebauungsplan und die  örtlichen Bauvorschrif-
ten sind damit am 07.10.2026 in Kraft getreten.
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